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339 . Bundesgesetz vom 29. Juni 1978, mit
dem das Mühlengesetz 1965 geändert wird

(Mühlengesetz-Novelle 1978)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Mühlengesetz 1965, BGBl. Nr. 24, in der
Fassung der Mühlengesetznovelle 1969, BGBl.
Nr. 140, des Art. IV Abs. 3 der 2. Marktord-
nungsgesetz-Novelle 1970, BGBl. Nr. 411, der
Mühlengesetz-Novelle 1972, BGBl. Nr. 456, und
der Mühlengesetz-Novelle 1974, BGBl. Nr. 495,
wird wie folgt geändert:

1. Die lit. b des § 2 Abs. 9 hat zu lauten:

„b) zu erhöhen, wenn die Mehllagerbestände
der Mühlen in wirtschaftlich erheblichem
Ausmaß gesunken sind orfer die Erhöhung
für bevorstehende Exportvermahlungen
(§ 4 a Abs. 1) erforderlich ist."

2. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:

„§ 2 a. (1) Bei der Handelsvermahlung von
Vulgareweizen darf, soweit es sich nicht um eine
Exportvermahlung gemäß § 4 a Abs. 1 handelt,
in den durch § 2 Abs. 1 erster Halbsatz erfaßten
Mühlen der Anteil des Normalweizens im Ge-
treidewirtschaftsjahr 1978/79 höchstens ein Drittel
und in jedem der folgenden Getreidewirtschafts-
jahre höchstens ein Sechstel betragen. Das Ge-
treidewirtschaftsjahr im Sinne dieses Bundes-
gesetzes beginnt jeweils am 1. Juli und endet
am 30. Juni des folgenden Kalenderjahres.

(2) Der Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie hat im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
unter Beachtung der für die Qualität von Weizen
maßgebenden Kriterien, wie beispielsweise des
Feuchtigkeitsgehaltes, des Besatzes und des

Feuchtklebergehaltes, und der einschlägigen Be-
stimmungen sowie unter Bedachtnahme auf die
branchenüblichen Gewohnheiten durch Verord-
nung festzulegen, unter welchen Voraussetzungen
Getreide als Qualitätsweizen und als Normal-
weizen im Sinne des Abs. 1 zu gelten hat.

(3) Läßt in einem Getreidewirtschaftsjahr die
insgesamt zur Verfügung stehende Menge an in-
ländischem Qualitätsweizen die Erfüllung der
Verpflichtung gemäß Abs. 1 in dem dort an-
gegebenen Ausmaße nicht zu, so hat der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft dies dem
Mühlenfonds unter Bekanntgabe der zur Ver-
fügung stehenden Qualitätsweizenmenge mitzu-
teilen. Das Mühlenkuratorium hat auf Grund
dieser Mitteilung unter Bedachtnahme auf die
zur Verfügung stehende Menge an inländischem
Qualitätsweizen den im Abs. 1 festgesetzten An-
teil des Normalweizens am der Handelsver-
mahlung von Vulgareweizen für das betreffende
Getreidewirtschaftsjahr einheitlich für alle
Mühlen hinaufzusetzen. Der letzte Satz des § 9
gilt sinngemäß.

(4) Die im Abs. 1 festgelegte Verpflichtung
ist erfüllt, wenn der Mühleninhaber nachweist,
daß die gekaufte Menge an inländischem Quali-
tätsweizen, dessen Erfassung durch Maßnahmen
des Bundes unterstützt wird (Kontraktweizen),
im Getreidewirtschaftsjahr 1978/79 zumindest das
Achtfache, in den folgenden Getreidewirtschafts-
jahren zumindest das Zehnfache der durchschnitt-
lichen monatlichen Handelsvermahlung von Vul-
gareweizen im Sinne des Abs. 1 des jeweils
vorangegangenen Getreidewirtschaftsjahres be-
trägt. Ist jedoch diese Handelsvermahlung einer
Mühle im laufenden Getreidewirtschaftsjahr ge-
ringer als im vorangegangenen Getreidewirt-
schaftsjahr, so wird der Nachweis der Erfüllung
der im Abs. 1 festgesetzten Verpflichtung auch
dann erbracht, wenn der Kauf von diesem Quali-
tätsweizen dem angeführten Ausmaß der durch-
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schnittlichen monatlichen Handelsvermahlung
von Vulgareweizen im laufenden Getreidewirt-
schaftsjahr entspricht.

(5) Wird in einem Getreidewirtschaftsjahr mehr
Normalweizen vermahlen, als dem im Abs. 1
festgesetzten Anteil entspricht, so gilt die über
den Anteil gemäß Abs. 1 hinausgehende Ver-
mahlungsmenge an Normalweizen zu je einem
Elftel als nicht dem § 3 Abs. 4 unterliegende
Vorvermahlung für die Monate August bis ein-
schließlich Juni des folgenden Getreidewirtschafts-
jahres."

3. Die Abs. 1 bis 3 des § 3 haben zu lauten:

„§ 3. (1) Überschreitungen der Vermahlungs-
mengen (§ 2) sind zulässig, doch hat der Mühlen-
inhaber für solche Überschreitungen an den
Mühlenfonds (§ 6) folgende Zahlungen zu leisten:

bis zum vollen ersten Übermahlungs-
prozent

1. bei einer Überschreitung der durch
eine Vorvermahlung im Sinne des
§ 2 a Abs. 5 verringerten Vermah-
lungsmenge je 100 kg S 190,—

2. bei sonstigen Überschreitungen je
100 kg S 70,— ;

bei Übermahlungen von mehr als 1%
erhöht sich für die gesamte Über-
mahlungsmenge der Betrag gemäß
Z. 1 oder 2 je angefangenes weiteres
Übermahlungsprozent um S 8,—
je 100 kg;

beim Betrieb einer Mühle, der eine Ver-
mahlungsmenge nach § 2 nicht zu-
kommt S 120,—
je 100 kg der tatsächlichen Vermah-
lungsmenge.

Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des
Mühlenkuratoriums die Zahlungen für Über-
mahlungen über das vorstehend angeführte Aus-
maß zu erhöhen, wenn ein Ansteigen der Über-
schreitungen der Vermahlungsmengen in wirt-
schaftlich erheblichem Ausmaß eingetreten oder
zu befürchten ist. Die Erhöhung der bis zum
vollen ersten Übermahlungsprozent im Falle der
Z. 2 zu leistenden Zahlung darf höchstens auf
S 125,— je 100 kg erfolgen. Der Betrag, um den
sich bei Übermahlungen von mehr als 1% die
Übermahlungszahlung für die gesamte Übermah-
lungsmenge je angefangenes weiteres Übermah-
lungsprozent erhöht, darf höchstens mit S 14,— je
100 kg, die von Mühlen, denen eine Ver-
mahlungsmenge nach § 2 nicht zukommt, je
100 kg der tatsächlichen Vermahlungsmenge zu
leistende Zahlung mit höchstens S 190,— je
100 kg festgesetzt werden. Der letzte Satz des § 9
gilt sinngemäß.

(2) Überschreitungen der Vermahlungsmenge
hat der Mühleninhaber monatlich dem Mühlen-
fonds zu melden (§ 4 Abs. 1). Bei Überschrei-
tungen, die dem Mühlenfonds nicht fristgerecht
gemeldet worden sind, kann der Mühlenfonds
zusätzlich zu den gemäß Abs. 1 vorzuschreiben-
den Beträgen eine Zahlung bis zur Höhe des
Dreifachen der gemäß Abs. 1 festzusetzenden
Beträge vorschreiben, wenn dies nach dem fest-
gestellten Sachvierihalt Unter Bedachtnahme auf
den Zweck des Gesetzes als angemessen erscheint.

(3) Lohnvermahlungen von Mühle zu Mühle
(Fremdvermahlungen) sind zulässig, wenn sie aus
betriebstechnischen Gründen notwendig werden;
sie bedürfen jedoch der Bewilligung des Mühlen-
fonds, um die der auftraggebende Mühlenin-
haber anzusuchen hat und die dem Anlaßfall
entsprechend zu befristen ist. Bei technischen
Betriebsschäden kann der Mühleninhaber den
Auftrag zur Durchführung einer Fremdvermah-
lung einer anderen Mühle gleichzeitig mit der
Absendung des Ansuchens an den Mühlenfonds
erteilen, ansonsten darf eine Fremdvermahlung
erst mach Erteilung der Bewilligung durchge-
führt werden. Für Fremdvermahlungen wegen
technischer Betriebsschäden, um deren Bewilli-
gung nicht spätestens gleichzeitig mit der Auf-
tragserteilung angesucht wurde, sowie für Fremd-
vermahlungen aus anderen betriebstechnischen
Gründen, die ohne Bewilligung durch den Müh-
lenfonds in Auftrag gegeben werden, hat der
auftraggebende Mühleninhaber S 50,— je 100 kg
durchgeführte Fremdvenmahlung an den Mühlen-
fonds zu leisten. Fremdvermahlungen zählen bei
der Berechnung der tatsächlichen Vermahlungs-
menge zu Lasten der auftraggebenden Mühle."

4. § 4 Abs. 1 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Die Mühleninhaber haben dem Müh-
lenfonds (§ 6) binnen fünf Taigen nach Beendi-
gung jedes Kalendermonates über ihre monat-
lichen tatsächlichen Handels- und Lohnvermah-
lungsmengen an Roggen und Weizen unter aus-
drücklicher Angabe allfälliger Überschreitungen
der Vermahlungsmengen, der Vor- und Nach-
vermahlungen, der Fremdvermahlungen (§ 3
Abs. 3), der Exportvermahlungen (§ 4 a Abs. 1)
und des Ausmaßes der Lieferung bzw. der Ausfuhr
von Mehl oder Grieß auf Grund solcher Ver-
mahlungen unter Angabe des Abnehmers bzw
des ausländischen Importeurs, ferner über den
Ankauf von Getreide und den Verkauf von Mahl-
produkten Meldung zu erstatten. Diese Mel-
dungen haben auch die Menge des in dem be-
treffenden Monat gekauften Qualitätsweizens zu
enthalten. Sie sind, sofern monatliche Bestand-
meldungen an den Getreidewirtschaftsfonds ge-
setzlich vorgeschrieben sind, in der Form einer
weiteren Ausfertigung zu erstatten, welche durch
die Angabe der allfälligen Überschreitungen der
Vermahlungsmengen, der Vor- und Nachver-
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mahlungen, der Fremdvermahlungen, der Vul-
gareweizenhandelsvermahlung, des Kaufes von
Qualitätsweizen, der Exportvermahlungen und
des Ausmaßes der Lieferung bzw. der Ausfuhr
von Mehl oder Grieß auf Grund solcher Vermah-
lungen unter Angabe des Abnehmers bzw des aus-
ländischen Importeurs zu ergänzen ist. Wenn
solche monatliche Bestandmeldungen nach ande-
ren Rechtsvorschriften nicht vorgesehen sind, hat
der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernähmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft nähere
Bestimmungen über die Form der monatlichen
Meldungen zu erlassen."

5. § 4 a hat zu lauten:

„§ 4 a. (1) Exportvermahlungen im Sinne die-
ses Bundesgesetzes sind Vermahlungen von
Roggen und Weizen, soweit hiefür Zuschüsse
gemäß Abs. 3 beansprucht werden und

a) die erzeugten, für den menschlichen Genuß
bestimmten Mahlprodukte (Mehl aus Zoll-
tarifnummer 11.01 oder Grieß aus Zoll-
tarifnummer 11.02 des Zolltarifgesetzes
1958, BGBl. Nr. 74, in der geltenden Fas-
sung) nicht in den inländischen Verkehr
gebracht, sondern ausgeführt werden (di-
rekter Export) oder

b) mit diesen Mahlprodukten auf Grund wei-
terer inländischer Be- oder Verarbeitungs-
vorgänge Erzeugnisse hergestellt werden,
die nicht in den inländischen Verkehr ge-
bracht, sondern ausgeführt werden (indirek-
ter Export).

(2) Exportvermahlungen sind auf die Ver-
mahlungsmenge der Mühle anzurechnen.

(3) Zur Förderung von Exportvermahlungen
hat der Mühleninhaber Anspruch auf einen Zu-
schuß zu den Vermahlungskosten, dessen Höhe
vom Mühlenfonds durch Beschluß das Mühlen-
kuratoriums unter Bedachtnahme auf die aus-
ländischen Marktverhältnisse festzusetzen ist. Der
letzte Satz des § 9 gilt sinngemäß.

(4) Zur Deckung der Kosten der Förderungs-
maßnahmen gemäß Abs. 3 hat der Mühlenfonds
einen Zuschlag zu den Grundbeiträgen gemäß
§ 13 Abs. 1 Z. 1 vorzuschreiben. § 13 Abs. 2
gilt sinngemäß. Der Mühlenfonds hat durch Be-
schluß des Mühlenkuratoriums die Höhe des
Zuschlages unter Berücksichtigung der zu er-
wartenden Kosten der Förderungsmaßnahmen
und der auf Grund des Zuschlages vorhandenen
Mittel festzulegen. Der letzte Satz des § 9 gilt
sinngemäß. Bei unregelmäßigem Anfall der Ex-
portvermahlungen kann der Mühlenfonds aus-
zuzahlende Zuschüsse, für welche die auf Grund
des Zuschlages gemäß Abs. 1 vorhandenen Mittel
nicht ausreichen, aus seinen Geldmitteln gemäß
§ 13 Abs. 1 vorstrecken.

(5) Vermahlungen für den direkten Export,
welcher nach den Bestimmungen des Marktord-
nungsgesetzes genehmigt ist, bedürfen keiner Be-
willigung des Mühlenfonds. Der Mühleninhaber
hat zur Förderung einer solchen Vermahlung
Anspruch auf einen Zuschuß zu deren Kosten,
wenn er den zollamtlichen Beleg im Sinne des
§ 4 b innerhalb von sechs Monaten ab dessen
Ausstellung dem Mühlenfonds vorlegt und zur
Durchführung der Förderungsmaßnahmen mit
dem Mühlenfonds einen Vertrag abschließt, in
dem die Höhe des Zuschusses unter Zugrunde-
legung der betreffenden Menge an Mehl oder
Grieß zu vereinbaren ist. Ferner ist jedenfalls zu
vereinbaren, daß der Mühleninhaber den Zuschuß
zurückzuzahlen hat, wenn er dessen Bezahlung
durch unwahre Angaben oder durch Verschwei-
gung maßgeblicher Tatsachen oder durch eine
unrichtige Meldung gemäß § 4 herbeigeführt
hat. Es kann auch die Anrechnung des zu zahlen-
den Zuschusses auf die vom Mühleninhaber an
den Mühlenfonds zu leistenden Zahlungen ver-
einbart werden; eine derartige Vereinbarung hat
zu erfolgen, wenn der Mühleninhaber mit zu
leistenden Zahlungen im Rückstand ist. Der
Mühlenfonds kann über Ersuchen des Mühlen-
inhabers eine Vorauszahlung auf diesen Zuschuß
vornehmen, wenn das Mehl oder der Grieß von
der Mühle ausgeliefert wurde. Die Verpflichtung
zur Rückzahlung der Vorauszahlung ist für den
Fall zu vereinbaren, daß ein Zuschuß nicht oder
nicht in dem entsprechenden Ausmaß bezahlt
wird.

(6) Die Durchführung von Vermahlungen für
den indirekten Export bedarf einer Bewilligung.

(7) Die Bewilligung gemäß Abs. 6 ist vom
Mühlenfonds auf Ansuchen des Mühlleninhabers
befristet auf sechs Monate zu erteilen, wenn

1. der Mühleninhaber nachweist,
a) den Lieferungsauftrag eines inländischen

Be- oder Verarbeitungsbetriebes für die be-
antragte Bewilligung unter Angabe der
Type des Mehles oder Grießes, die Be-
stellung der damit hergestellten Produkte
für den Export sowie die für deren Her-
stellung je 100 kg erforderliche Menge an
Mehl oder Grieß oder

b) die für die beantragte Bewilligung erfolgte
Bestellung von Mehl oder Grieß durch
einen inländischen Be- oder Verarbeitungs-
betrieb, der in den letzten zwei Jahren
mehrmals Erzeugnisse ausgeführt hat, die
Mehl oder Grieß enthalten,

und

2. bei natürlichen Personen der Mühleninhaber
oder bei juristischen Personen oder Per-
sonengesellschaften des Handelsrechtes die
natürliche Person, der maßgeblicher Einfluß
auf den Betrieb der Mühle zusteht, nicht
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schon zweimal wegen Übertretung der Be-
stimmungen des § 4 a bestraft worden ist.

(8) Der Mühleninhaber hat dem Ansuchen
um eine Bewilligung gemäß Abs. 6 die erforder-
lichen Unterlagen anzuschließen und die für die
Prüfung des Vorliegens der im Abs. 7 gefor-
derten Voraussetzungen notwendigen Angaben
zu machen. Der Mühlenfonds hat über das An-
suchen ohne unnötigen Aufschub, spätestens
aber vier Wochen nach dessen Einlangen, mit
Bescheid zu entscheiden. Der Mühleninhaber hat
im Falle des Abs. 7 Z. 1 lit. b spätestens im
Zeitpunkt der Erfüllung der Verpflichtung ge-
mäß Abs. 10 erster Satz die im Abs. 7 Z. 1 lit. a
angeführten Nachweise zu erbringen und diese
erforderlichenfalls durch weitere Unterlagen und
Angaben zu ergänzen.

(9) Vermahlungen für den inidirekten Export
dürfen erst nach Vorliegen einer rechtskräftigen
Bewilligung gemäß Abs. 6 durchgeführt werden.

(10) Der Mühlleninhaber hat zur Förderung
von gemäß Abs. 6 bewilligten Exportvermahlun-
gen Anspruch auf einen Zuschuß zu deren Kosten,
wenn der zollamtliche Beleg im Sinne des § 4 b
innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach
Ablauf der Bewilligung gemäß Abs. 6 vorgelegt
wird. Zur Durchführung dieser Förderungsmaß-
nahmen hat der Mühlenfonds mit dem Mühlenin-
haber einen Vertrag abzuschließen, in dem die
Höhe des Zuschusses unter Zugrundelegung der
für die Herstellung des Produktes erforderlichen
Menge an Mehl oder Grieß zu vereinbaren ist. Die
Bestimmungen des 4. bis 6. Satzes des Abs. 5 fin-
den Anwendung."

6. § 4 b hat zu lauten:

„§ 4 b. Zum Nachweis der Ausfuhr von Waren
im Rahmen einer Exportvermahlung (§ 4 a
Abs. 1) sind diese Waren als austrittsnachweis-
pflichtig im Sinne der zollgesetzlichen Bestim-
mungen zu behandeln."

7. Die Abs. 1 bis 3 des § 13 haben zu lauten:

„§ 13. (1) Der Aufwand des Mühlenfonds
(§ 6) wind durch folgende Geldmittel gedeckt:

1. Grundbeiträge, die die Mühleninhalber für
andere als Exportvermahlungen (§ 4 a Abs. 1)
im Ausmaß von S 2,20 je 100 kg Weizenver-
mahlung und von S 1,70 je 100 kg Roggen-
vermahlung zu entrichten haben;

2. Zahlungen für Übermahlungen gemäß § 3
Abs. 1 und 2;

3. Zahlungen gemäß § 3 Abs. 3;
4. Strafbeträge gemäß § 17 Abs. 1 bis 3;
5. sonstige dem Mühlenfonds zufließende Be-

träge.

(2) Die Beiträge und Zahlungen gemäß Abs. 1
Z. 1, 2 und 3 sind vom Mühlenfonds auf Grund
der Meldungen der Mühleninhaber über ihre

tatsächlichen Vermahlungsmengen sowie über die
in diesen enthaltenen Vor- und Nachvermah-
lungen zu errechnen und mit Bescheid zur
Zahlung vorzuschreiben; sie sind mit der Rechts-
kraft des Bescheides fällig. Bei nicht rechtzeitiger
Entrichtung der Grundbeiträge und Zahlungen
können Verzugszinsen vorgeschrieben werden,
deren Höhe den Diskontsatz der Oesterreichi-
schen Nationallbank um 3 v. H. übersteigt.

(3) Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des
Mühlenkuratoriums die Grundbeiträge über das
in Z. 1 angeführte Ausmaß, höchstens jedoch bis
S 4,— je 100 kg Weizenvermahlung und bis
S 3,50 je 100 kg Roggenvermahlung, zu er-
höhen, wenn die ihm zur Verfügung stehenden
Mittel zur Durchführung der ihm übertrage-
nen Aufgaben nicht ausreichen. Der letzte Satz
des § 9 gilt sinngemäß."

8. Der Abs. 1 des § 17 hat zu lauten:

„(1) Übertretungen der Bestimmungen des § 2
Abs. 8 zweiter Satz, des § 3 Abs. 3, des § 4
Abs. 1 und 3 und des § 4 a Abs. 6 und 9 sowie
der auf Grund des § 4 Abs. 1 und 3 erlassenen
Vorschriften sind mit einer Geldstrafe von
500 S bis 30000 S, im Falle der Uneinbringlich-
keit mit Arrest bis zu sechs Wochen zu bestra-
fen."

9. Im § 18 Abs. 4 ist die Zeitangabe „31. De-
zember 1979" durch „30. Juni 1980" zu ersetzen.

10. Der Abs. 6 des § 18 hat zu lauten:

„(6) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie — sofern der zweite Satz dieses Ab-
satzes nicht anderes bestimmt — betraut, und
zwar hinsichtlich des § 15 im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Finanzen, hinsicht-
lich des § 2 a Abs. 2, des § 4 Abs. 1 letzter
Satz und Abs. 4, des § 5 Abs. 5 und des § 10
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, hinsichtlich des § 5
Abs. 3, des § 5 Abs. 5 zweiter Satz und des
§ 12 im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Justiz, hinsichtlich des § 5 Abs. 6 im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für soziale
Verwaltung und hinsichtlich des § 7 Abs. 1
und 2 und des § 16 im Einvernehmen mit den
Bundesministern für Land- und Forstwirtschaft
und für soziale Verwaltung. Mit der Vollziehung
des § 2 a Abs. 3 ist der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, mit der Vollziehung
des § 4 b der Bundesministier für Finanzen und
mit der Vollziehung des § 17 Abs. 5 der Bundes-
minister für Justiz betraut."

11. Der im Mühlengesetz 1965 im § 4 Abs. 4,
§ 5 Abs. 5, § 10 und § 16 vorkommende Begriff
„Bundesministerium" wird durch den Begriff
„Bundesminister" ersetzt.
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1978
in Kraft.

(2) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses
Bundesgesetzes bestimmt sich nach Art. I Z. 10.

Kirchschläger
Kreisky Haiden

Lanc Broda Weißenberg

3 4 0 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978, mit
dem das Bundesgesetz über die Erhebung
eines Importausgleiches bei der Einfuhr von
Erzeugnissein der Geflügelwirtschaft geändert
wird (Geflügelwirtschaftsgesetz-Novelle 1978)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz über die Erhebung eines

Importausgleiches bei der Einfuhr von Erzeug-
nissen der Geflügelwirtschaft, BGBl. Nr. 135/
1969, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 467/1971 und BGBl. Nr. 785/1974 wird ge-
ändert wie folgt:

1. § 1 Abs. 1 Mt. f hat zu lauten:

„f) ex 04.05 C Vollei und Eigelb, frisch, ge-
trocknet oder anders haltbar
gemacht, auch gezuckert, ausge-
nommen Vollei und Eigelb, ge-
trocknet, für Erzeuger von
Teigwaren zur Herstellung von
Eierteigwaren, auf Erlaubnis-
schein gemäß Anmerkung zur
Nummer 04.05 des Zolltarifes,
Zolltarifgesetz 1958, BGBl.
Nr. 74, in der jeweils geltenden
Fassung."

2. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft hat im Einvernehmen mit den
Bundesministerien für Finanzen und für Handel,
Gewerbe und Industrie auf Vorschlag des Bei-
rates (§ 10) für einzelne oder alle der im § 1
genannten Waren durch Verordnung volkswirt-
schaftlich gerechtfertigte Schwellenpreise festzu-
setzen. Wenn eine Festsetzung oder Änderung
von Schwellenpreisen zur Erreichung der im § 2
genannten Ziele notwendig ist, hat der Beirat
einen entsprechenden Vorschlag zu erstatten. Er-
stattet der Beirat keinen Vorschlag, so hat ihn
das Bundesministerium für Land- und Forstwirt-
schaft hiezu aufzufordern und ihm hiefür eine
Frist von zwei Wochen einzuräumen. Kommt
der Beirat dieser Aufforderung nicht fristgerecht
nach, so hat das Bundesministerium für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den

Bundesministerien für Finanzen und für Handel,
Gewerbe und Industrie die Schwellenpreise ohne
Vorschlag des Beirates festzusetzen."

3. § 4 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft kann nach Anhörung des Beirates für
Waren des § 1 den Importausgleich nach Abs. 2
durch Verordnung gegenüber Staaten erhöhen, in
denen für die Erzeugung, Herstellung oder Aus-
fuhr solcher Waren mittelbar oder unmittelbar
eine Prämie oder Subvention gewährt wird. Diese
Erhöhung kann, soweit es zur Vermeidung von
Wettbewerbsverzerrungen erforderlich ist, bis
zur Höhe der Prämie oder Subvention bemessen
werden. Die Verordnungen nach dem ersten Satz
sind im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kund-
zumachen und treten, sofern nicht ein späterer
Zeitpunkt festgesetzt ist, mit dem Beginn des auf
den Tag ihres Erscheinens folgenden Tages in
Kraft."

4. Nach § 4 ist folgender § 4 a einzufügen:

„§ 4 a. Soweit die im § 1 genannten Waren
einem Vertragszollsatz nach dem Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommen, BGBl. Nr. 254/
1951, in der jeweils geltenden Fassung und den
sich darauf gründenden Rechtsvorschriften
unterliegen, darf der Importausgleich den bei
Anwendung dieses Vertragszollsatzes zur Erhe-
bung gelangenden Betrag nicht übersteigen."

5. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind betraut:
hinsichtlich des § 3 der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit den
Bundesministern für Finanzen und für Handel,
Gewerbe und Industrie,
hinsichtlich des § 7 Abs. 1 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft,
hinsichtlich des § 12 der Bundesminister für
Justiz und
hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. August
1978 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
sind die nach § 14 des Bundesgesetzes über die
Erhebung eines Importausgleiches bei der Ein-
fuhr von Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft, in
der Fassung des Art. I Z. 5 dieses Bundesgesetzes,
zuständigen Bundesmlinister betraut.

Kirchschläger
Kreisky Haiden
Lanc Broda
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3 4 1 . Bundesgesetz vom 7. Juli 1978, mit
dem das Außenhandelsgesetz 1968 abgeändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Außenhandelsgesetz 1968, BGBl. Nr. 314,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/
1971, BGBl. Nr. 401/1974, BGBl. Nr. 145/1975,
BGBl. Nr. 315/1976 und BGBl. Nr. 637/1977
wind wie folgt geändert:

1. Dem § 4 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Die Vorschriften des Abs. 1 sind bei
der Ausfuhr von abgebrannten Brennelementen
aus Kernkraftwerken nicht anzuwenden."

2. Dem § 8 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Eine Ausfuhrbewilligung für abgebrannte
Brennelemente aus Kernkraftwerken darf nur
erteilt werden, wenn der Nachweis erbracht wor-
den ist, daß die für eine sachgemäße Lagerung
von radioaktiven Abfällen im Inland entspre-
chend den hiefür maßgeblichen Rechtsvorschrif-
ten erforderlichen Bewilligungen erteilt worden
sind oder eine entsprechende Lagerung im Aus-
land sichergestellt ist."

3. Nach § 26 Abs. 6 wird eingefügt:

"(7) Mit der Vollziehung hinsichtlich der Aus-
fuhr gebrauchter Brennelemente aus Kernkraft-
werken ist der Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz betraut."

4. Der bisherige Abs. 7 des § 26 erhält die
Bezeichnung 8.

5. Die Anlage A 1 wird wie folgt geändert:

Die Tarifnummer ex 84.59 B hat zu lauten:
„ex 84.59 B Maschinen, Apparate und mechani-

sche Geräte dieser Nummer und
deren Bestandteile, für die chemi-
sche Industrie; abgebrannte Brenn-
elemente aus Kernkraftwerken"

Artikel II

Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses Bun-
desgesetzes bestimmt sich nach § 26 des Außen-
handelsgesetzes 1968 in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 401/1974 und BGBl. Nr. 145/
1975 sowie des Art. I dieses Bundesgesetzes.

Kirchschläger
Kreisky Haiden Lanc

Broda Leodolter


